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Betrifft: Entwurf eines Bundesgeset zes, mit 
das Familienlast enausgleichsgeset z 1967 
geändert wird 

Das Bundesminist erium für Unterricht, Kunst und Sport übermitt elt in 
der Anlage 25 Ausfertigungen seiner St ellungnahme zu dem vom Bundes­
minist erium für Umwelt, Jugend und Familie mit Schreiben vom 
1 1. Jänner 1988, GZ. 280 102/ 1-11/8/88, dem Begut achtungsverfahren 
zugeführt en Entwurf eines Bundesgeset zes, mit dem das Familien­
last enausgleichsgeset z 1967 geändert wird. 

Beilage 

Wien, 2 5. Februar 1988 
Für den Bundesminist er: 

Dr. RONOVSKY 

A-I0l4 WIEN ' MINORITENPLATZ 5 ' POSTFACH 65 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR ,UNTERRICHT, KUNST UND SPORT 

Sachbearbeiter: Dr. STIFTER 
Tel.: 53 120/2368 DW 

Zl. 13. 573/8-111/3/88 

'An das 
Bundesministerium fUr 
Umwelt, Ju�end und Familie 

Mahlerstraße 6 
10 1 5  WIEN, Postfach 10 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 
geändert wird 
Zu Zle 280 102/ 1-11/8/88 

,Das Bundesministerium fUr Unterricht, Kunst und Sport hat mit Be­
fremden zur Kenntnis genommen, daß der gegenständliche Entwurf, 
dessen Inhalt 'eine Materie betrifft, die fUr das ho. Ressort wegen 
der weitreich�nden pädagogischen und organisatorischen Auswirkungen 
von großem Interesse ist, ohne Vorbefassung des ho. Ressorts zur 
Aussendung in das Begutachtungsverfahren gelangt ist. Nach ho. Auf­
fassung wäre eine einvernehmliche Vorgangsweise (schon im Hinblick 
auf die Intentionen des Bundesministeriengesetzes .1986) geboten ge-
wesen. 

Der Entwurf gibt Anlaß zu folgenden Oberlegungen: 

I. Verfassungsrechtliche Bedenken: 

Die Schulbuchaktion dient gemäß § 31 Abs. 1 FLAG der Erleichterung 
der Lasten, die den Eltern durch die Erziehung und Ausbildung der 
Kinder erwachsen. Es handelt sich somit um eine Maßnahme, die auf 
dem Kompetenztatbestand des Art. 10 Abs. 1 Z 17 B-VG beruht ("Bev6l­
kerungspolitik, soweit sie die Gewährung von Kinderbeihilfen und die 
Schaffung eines Lastenausgleiches im Interesse der Familie zum 
Gegenstand hat"). Dem steht der Kompetenztatbestand des Art. 12 
Abs. 1 Z 1 B-VG (Grundsatzgesetzgebung Bundessache, Ausführungsge­
setzgebung und Vollziehung Landessache) gegenUber ("Bev6lkerungs­
politik, soweit sie nicht unter Art. 12 fällt; . . • . .  JugendfUr­
sorge"�. Nach

"
ho. Auffassung kann die Einräumung eines Rechtsan-

" 

spruc�es auf eine Geldleistung fUr SchUler, die eine offensichtlich 
nicht benötigte Sachzuwendung nicht in Anspruch nehmen, nicht mehr 
unter die Bundeskompetenz des Art. 10 Abs. 1 Z 17 B-VG subsumiert 
werden, da dadurch die Kostenbelastung der Familie ingesamt kaum 
vermindert wird. 
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Das �egalität sprinzip (Art. 18 Abs. 1 B-VG) fordert vo� Gesetzgeber 
eine �ind��t i�� �n� lOc��nlose Regelung der Beh5rdenzust ändigkeit ; 
dies ergibt si6h auch au� dem, Grundrecht auf den geset�lichen Rich­
t er (Art. 83 Abs. 2 B-VG) (vgl. VwSlgNF 6 54 1A, VfSlg 5698). Ent-

' 

SCheidungen Ober 5ffentlich-rechtliche AnsprOc�� k5nnen �n der Regel 
nur durch einen (bekämpfbaren) Bescheid getroffen werden.

, 
Es wä�en 

daher zumindest die iri den 3 1c Abs. 6 und 3 1d Abs. 2 FLAG e�thal­
t enen Zuständigkeit sregelungen fOr die Finanzlandesdirektionen ent­
sprechend zu erweitern. Es wOrde nicht dem Lega,l�t.ät:3p.r�!'l�iJ� .ent;'-:, 
sprechen, Regelungen der Beh5rdenzust ändigkeit und des Verfahrens 
dem Verordnungsgeber zu Oberlassen. 

In diesem Zusammenha�g scheint �och eine RegelungslOcke des 
§ 3 1h ( 1) des Entwurfes gegeben zu �ein: 

Diese B,e,stimmung sieht vor, da�gOltige Gut.scheine, die .. auf ein be­
stimmte� SChulbu�h �auten, auch in Geld abge15st werden k5nnen, wenn 
der S�hOler bereit s im Besit z dieses Schulbuches ist . Es w�rd jedoch , , 
keine Aussage darOber getroffen, ob Oberhaupt ,,(und allenfalls von 
wem) im Vorgang Ober die Zuerkennung der Prämie geprOft wi�d, ob der 

. . � 

ßch[ler auch �t at sächlich, d. h. nicht nur kurzfrist ig geliehen) im 
- Besit z dieses Buches ist. Die Zuerkennung einer Geldleistung - gegen 

:·"�c�-:-=-:;;:�I.!:-tsche ine - ohne PrOfung der Anspruchs vorausset zung ersche int sehr 

�f��:!i:�;a�rlemä ti�!C�:i��2����E�c-::,. · 
. � .  "_ ." .. " � ... - �'--� �, 

-:::·",,;:�.��:-�E�-·mu·ß 'darier� angenommen werden, daß die PrOfung der Frage, ob' der 
bet reffende SchOler im Besit z des Schulbuches ist, nolens volens in 
let zter Konsequenz wieder den Lehrern Obertragen werden mOßte. Damit 
wäre eine neuerliche administ rat ive Mehrbelastung des Lehr�rpersb­
nals gegeben (und es wäre mit Abgeltungsforderungen zu rechnen -
siehe auch die AusfOhrungen in Pkt, JI). 

11. Kostenerwägungen und .Fragen der organisatorischen Zweckmäßig­
keit: 

Der Ent wurf geht vom Grundgedanken einer Einsparung aus, dem ste­
hen jedoch folgende Bedenken entgegen: 

Die do. SChät zung, daß die Kosten der Schulbuchaktion durch die .an-. . . . . . 
gestrebte Novelle um ca. 150 Mio� S gesenkt werden k5nnt en (die Er-
läuterungen bieten keine Anhaltspunkte dafOr, wie 

'
diese Sc�ät zung 

zustandegekommen ist ), erscheint aus folgenden GrOnden weit Ober­
h5ht : 

1 :: ;: • _ )  : l-.... 

• f . -._ 
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Die geplante Einsparungsaktion wUrde erst ab der 9. Schulstufe ein­
setzen, da die SchulbUch�� bis einschließlich zur 8. Schulstufe 'von 
den Schulen mittels Sammelanweisungen beschafft werden (diese zu 
Ende der 70iger-Jahre ein��fUhrte Vorgang�weise hatte damals zu er­
heblichen Kosteneinsparungen gefUhrt). Es ist daher nicht von einem 
Gesamtkostenvolumen von 920 Mio. S; sondern von ca. 400 Mi6. S auszu­
gehen. Davon wären die Kosten der MehrstufenbUcher (Atlanten, Wör­
terbUcher etc. ) und der vor allem in den Berufsschulen verbreiteten, 
nur fUr ein Schuljahr bestimmten ArbeitsbUcher abzuziehen. Um einen 
Einsparungseffekt von 150 Mio. S zu erzielen, mUßten SchulbUcher im 
Wert von 206 Mio. S weniger angeschafft werden; es mUßten also mehr 
als die Hälfte aller Bacher ab der 9. Schulstufe dur�h Weitergabe 
gebrauchter BUcher beschafft werden, was kaum realistisch erscheint. 

Dazu kommt noc,h .. , .daß die ,Mögli.c,hkeiten z ur W ,.ei t e. r ga ,be d.urch die in 
Ausarbeitung befindliche� neuen Lehrpläne fUr die AHS-Oberstufe 
(wirksam ab dem Schuljahr 1989/90), fUr die Handelsakademien und 
Handelsschulen (treten ab dem Schuljahr 1988/89 in Kraft), sowie fUr 
Höhere technische Lehra�stalten und Berufsschulen, stark einge­
schränkt werden. (Besonders im berufsbildenden Schulwesen sind Ände­
rungen der Lehrpläne, bedingt durch die Anpassung an die rasante 
technische und wirtschaftliche Entwicklung notwendig). 
Da viel;��.s·chaler Uberdies ihre Bacher bis zur Abschluß- oder Reife­
prUfuni:;C1,."ri:�:2c�\{Unft auch fUr die Fachbereichsarbeit ) benötigen, 

. .  �" ---

redu�ie�t_�i�h die Zahl der zur Ver fUgung stehenden gebrauchten 
Bacher soweit, daß die geschätzten Einsparungen bei weitem nicht er­
reicht werden können. 

Die im Rahmen der Schulbuchaktion zur Ver fUgung gestellten Schul­
bUcher mUssen gemäß § 3 1a Abs. 2 FLAG so ausgestattet sein, daß die 
Gebrauchsfähigkeit während der vorgesehenen Benatzungsdauer bei 
sorgfältiger Behandlung gewährleistet ist. Diese BenUtzungsdauer 
wurde bei den meisten SchulbUchern bisher nur mit einem Schuljahr 
angenommen; geht man von einer Weitergabe bzw. mehrjährigen Verwen­
dung aus, maßte die Ausstattung daher entsprechend verbessert bzw. 
verteuert werden, was den Einsparungseffekt ebenfalls erheblich min­
dern dUrfte. Eine mehrjährige Verwendbarkeit wUrde nämlich eine ver­
besserte Ausstattung durch eine festere Bindung und ein stärkeres 
Papier voraussetzen. 
Eine mehrjährige Verwendbarkeit wUrde Uberdies naturgemäß eine 
geringere Nachfrage und damit eine geringere Auflagenhöhe mit sich 
bringen. Die Verringerung der Auflagenhöhe hätte wiederum eine 
wesentliche Verteuerung der Einzelexemplare zur Folge, wodurch sich 
der StUckpreis der SchulbUcher erhöhen wUrde. 
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Der derzeitige Durchschnittspreis "der SchulbUcher liegt bei etwa 
S 100, - -, die Durchschnittskosten pro SchUler und Jahr zwischen etwa 
S 400,- - (Berufsschule) und S 1875,-- (z. B. 6. Kl. AHS oder 11. Jg. 
HAK). Das durch die Einlösung der SchulbUcher nach ho. Ansicht 
durchschnittlich (er kann doch nicht alle BUcher einlösen!) erziel­
bare zusätzliche "Tas6hengeld" wUrde also, wenn man von der Einspa­
rungsschätzung des BMUJF ausgeht, zwischen S 50,-- und S 2 50,-- pro 
Jahr, tatsächlich aber nur einen Bruchteil davon bet�agen und daher 
kaum einen ausreichenden Anreiz fUr die Inanspruchnahme dieser Mög­
lichkeit bieten. Außerdem wären von diesen Beträgen noch die Spesen 
und die allfälligen Kosten fUr die Beschaffung alter BUcher abzu­
ziehen. ' Die Entwicklung eines Schulbuchantiquariates in den Buch­
handlungen ist jedenfalls nicht zu erwarten, weil der maximale er­
zielbare Preis wesentlich unter 25% des Neupreises liegen mUßte. 

Die Zahl der SchulbUcher die der Wiederverwendung wieder zugeführt 
werden könnten, erscheint auch aus folgenden GrUnden nicht so hoch, 
wie es zunächst den Anschein hat: 

Nur ein geringer Teil der Schüler der betroffenen Schulstufen hat 
Geschwister, die knapp vorher die gleiche Schulstufe derselben 
Schulform besuchen und dazu noch dieselben SchulbUcher verwendet 

�,������, �ben (die Schulbuchlisten bieten derzeit fUr die meisten Unter­

,, �."�z· :;o��:�iCht sgege'nst ände e in breites Spektrum verschiedener SchulbUcher zur 
::�-:=::�="::Au3wahl an - ein unschätzbarer pädagogischer Vorteil, der erst durch 

die Schulbuchaktion ermöglicht wurde). 

Vielfach ist es zweckmäßig, ja notwendig, daß ein SchUler Schul­
bücher aus Schulstufen, die er bereits absolviert hat, aufbewahrt, 
weil der Lehrstoff der meisten Unterrichtsgegenstände von Schulstufe 
zu Schulstufe aufbauend gebracht wird. Außerdem erstrecken sich die 
Prüfungsgebie�e der Reife-, Befähigungs- bzw. Abschlußprüfungen über 
den Lehrstoff mehrerer Schulstufen. 

Die freiwillige Weitergabe ohne Gegenleistung ist schon derzeit mög­
lich. Im Juni 1987 erging ein diesbezügliches Rundschreiben des ho. 
Ministeriums an die Schulen. Allerdings zeigte es sich, daß dieses 
System der unentgeltlichen Weitergabe von Büchern kaum funktionierte 
und daher auch anzunehmen ist, daß das Ziel dieses Entwurfes nicht 
erreicht werden kann. Es muß sogar angenommen werden, daß die älte­
ren Schüler für die Weitergabe gebrauchter Bücher einen gewissen Be­
trag verlangen würden. 

Der vorliegende Entwurf enthält zwar auf den ersten Blick betrachtet 
nur eine geringfügige Erweiterung der von der Schule zu bestätigen-
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den Daten (das Geburtsdatum des Schülers kommt hinzu), tatsächlich 
wäre damit aber eine wesentliche administrative Mehrarbeit der 
Lehrer und möglicherweise sogar eine gewisse Belastung,des Schul­
klimas die Folge. Es war bisher kaum notwendig, die tatsächliche 
Einhaltung der aufgrund des Schulunterrichtsgesetzes ( § § '61 Abs. 1, 
43 Abs. 1 SchUG) und der Festlegung der Unterrichtsmi�tel (§  14 
Abs. 6 SchUG) bestehenden Verpflichtung zur Anschaffung der erfor­
derlichen Unterrichtsmittel zu kontrollieren. Die geplante Neurege­
lung würde die Gefahr mit sich bringen, daß sich manche Schüler mit 
oder ohne Einwilligung der Erziehungsberechtigten erforderliche 
Schulbücher nicht beschaffen oder nur kurzfristig ausleihen, um in 
den Genuß der Prämie zu kommen. Dem könnte - wie im Pkt. I erwähnt -
nur durch eine zusät,zliche Bestätigung der Schule über das tatsäch­
liche Vorhandensein des Buches als Voraussetzung für die Einlösung 
des Guts'cheines in Geld. einigerma'ßen:begegnet werden, w:a-s aber. wie­
derum eine unzumutbare administrative Mehrbelastung der Schulen zur 
Folge hätte. Die Mehrbelastung bestünde �arin, daß den Lehrern d� 
facto die Kontrolle übertragen würde, ob die Schüler über ein noch 
verwendbares Buch verfügen. , Bei den geschätzten Einsparungen müßten 
die Lehrer auf etwa 2 Mio. Gutscheinen bestätigen, daß die entspre­
chenden Bücher vorhanden sind. 
Derzeit werden die Gutscheine gestempelt und ausgegeben, die Ausgabe 
wird in der Klassenliste vermerkt. Nach dem Entwurf wären die Gut-

�--- �- ._----�--

sChe·��n�.:.�o����:�i;empelt auszugeben. Die SChüler hätten den Namen, das 
---_.-. �- _ . �-- _.- . __ . 

GebUrtS'@tl:fm-:-::und die Klasse einzutragen. Dann wären die Gutscheine 
einzusa�meln - es kann mit 300 bis 500 Stück pro Klasse gerechnet 
werden; die Lehrer hätten die Daten zu überprüfen, wobei als zusätz­
liche Aufgabe auf jedem Gutschein das Geburtsdatum zu überprüfen 
wäre. Dann wären die Gutscheine wieder auszugeben und in der 
Klassenliste zu vermerken. Dieser Vorgang bedeutet eine wesentliche 
Mehrbelastung gegenüber dem derzeitigen Zustand und würde mit 
Sicherheit Forderungen der Lehrer nach einer zusätzlichen Abgeltung 
zur Folge haben. Allein schon eine solche Abgeltungsregelung würde 
höchstwahrscheinlich den vom do. Ressort angenommenen Einsparungs­
effekt aufheben. 

Zur Oberprüfung des Lehrers, ob der jeweilige SChüler auch das rich­
tige Schulbuch besitzt, gehört auch die Prüfung, ob das alte Buch 
geeignet ist oder nicht (wenn nicht die letzte Auflage vorliegt er­
hebt sich die Frage der noch ausreichenden Aktualität). Zu beachten 
wären weiters rechtliche Folgen (Haftungsfrage) bei unkorrekter Aus­
füllung oder Kontrolle des Gutscheines durch den Lehrer. 
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111. Pädagogische und kulturpolitische Erwägungen: 

Dem Ent wurf zufolge sollt e sich bis 1. November herausstellen, ob 
die Schüler über die erforderlichen Bücher verfügen. Diese Uberprü­
fung kann tatsächlich innerhalb der ersten zwei Monat e des Schul­
jahres getroffen werden. Bis zur Ausst at tung aller SChül�r. mit den 
notwendigen Büchern würde aber wert volle Zeit verloren gehen. Schon 
bei der derzeit igen Handhabung der Beschaffung von Schulbüchern wird 
beklagt , wenn Schulbücher nicht schon in der ersten Schulwoche in 
der Hand der Schüler sind. Da nicht vorhergesehen werden kann, wie 
viele Bücher von den verschiedenen Titeln weitergegeben werden, wäre 
die Meldung der Schulen vom JJnner über die Zahl der benötigten 
Bücher nur mehr von sehr beschränktem Wert. In die Planung der Auf­
lagen.höhe und di.e Lagerhaltung im Buchhandel würde ein st arker Un­
sicherheitsfakt or geraten, und die prompte Lieferbarkeit der von den 
Schulen tats"äc'h 11 c'h ben:ö'ti.gt'Em lm'e:her 'w{ird·e lb�ie 1:n'trl"ä'clh t igt 'we'rden. 

Der vorliegend� Entwurf würde - wie im Pkt . 11 erwähnt � bei seiner 
Realisierung die pädagogischen Vorteile der Schulbuchaktion, nämlich 
die Anpassung der Bücher an neue Lehrpläne und die erforderliche 
Aktualisierun� der Inhalt e, ab der 9. Schulstufe weit gehend zunichte 
machen. Das St reben nach Taschengeld würde in Gegensatz zur Ausstat ­
tung mit den .notwendigen Schulbüchern gerat en. Es best eht die Ge-

. �_� -:,.cfahr, daß zumindest in Einzelfällen die Verpflichtung, das jeweils 
o,_ ::::���7�- _'er:forderliche .SchulbuCh anzuschaffen, verletzt werden würde, ' und 

:';;;:-;--.:::';:;:;;l---·�!-· -""�-:':'A'':::''''''''� 
_.'C=.c:,c:.�::dies, um in den Genu ß eins re la t iv ger ingen Ge Id betrage s zu ge lan­

gen; d. h. , daß Anlaß zu unnötigen Konflikt situat ionen in den Schulen 
bestünde. 

Die Schulbuchakt ion hat die Versorgung der Schüler mit den zeitge­
mäßen Erfordernissen ent sprechenden Unt errichtsmit t eln sicherge­
stellt und entscheidend dazu beiget ragen, daß die Modernisierung des 
österreichischen Schulwesens durch Lehrplaninhalte und pädagogische 
Met hoden in der Praxis umgesetzt werden konnt e. Gerade die von der 
Wirtschaft in jüngst er Zeit immer heft iger gefordert en Reformen 
können nur verwirklicht werden, wenn den Schulbuchverlagen durch die 
Ermöglichung rent abler Auflagenhöhen ein Anreiz gebot en wird, neue 
Bücher auf den Markt zu bringen. 

Wenn auch die Schulbuchaktion primär eine familienpolitische Maß­
nahme ist, darf doch ihr kulturpolitischer St ellenwert nicht über­
sehen werden. Für das Überleben des öst erreichischen Verlagswesens 
gegen eine übermächtige ausländische (vor allem bundesdeutsche) Kon­
kurrenz ist der Weiterbestand der Schulbuchakt ion ein wesentlicher 
Fakt or. Auch der Buchhandel (vor allem in ländlichen Gebieten) lebt 
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zu einem beträchtlichen Teil davon. Einschneidende Veränderungen 
würden daher nicht nur zum Verlust von Arbeitsplätzen, sondern auch 
zu einer Gefährung dieser für das österreichische Kulturleben unent­
behrlichen Infrastrukturen führen. 

Zum vorgesehenen Termin des Inkrafttretens der Novelle wird bemerkt, 
daß die Vorbereitungen für die Schulbuchaktion 1988/89 bereits weit­
gehend abgeschlossen sind (die Schulbuchkonferenzen finden in diesen 
Tagen statt). Änderungen müßten unter größtem Zeitdruck geplant und 
durchgeführt werden. Da die Bücher nach den derzeitigen Verträgen in 
hohen Auflagen für eine ein jährige Verwendung und daher kosten­
günstig kalkuliert und hergestellt wurden, würden viele von ihnen 
e �er mehr jährigen Verwendung nicht standhalten. Das System der Wei­
tergabe von Schulbüchern könnte daher nicht sChlagartig einsetzen, 
sondern a.llenfalls erst nach einer Übergangszeit realisier.t werd.en. 
Da der gegenständliche Entwurf ohne Vor beratungen erstellt wurde, 
konnten bisher keinerlei Veranlassungen in diese Richtung getroffen 
werden. 

Wie bereits anläßlich der Besprechung am 11. 2. 1988 seitens des Bun­
desministeriums für Unterricht, Kunst und Sport erwähnt wurde, ist 
für die Zukunft im Hinblick auf die Entwicklung der Schülerzahlen 

-c::c-:cc:.::':':"- '-zumindest in diesem Bereich ohnehin mit einer rückläufigen Kosten-
-,-

�.::'-"���.:.�,"" ,"-, '. 

_�J':'C ��cT-:�ntw ick 1 ung .zu .crechnen. 
• .... - -""'-;00; - ..... ,_ .• .:...;, - _,_ 

Aus den oben genannten Gründen muß der vorliegende Entwurf daher von 
Seiten des ho. Ressorts abgelehnt werden. 

Wien, 25. Februar 1988 
Für den Bundesminister: 

Dr. RONOVSKY 
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